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Sachverhalt:

Die Klägerin kam (nach einem Bandscheibenvorfall) mit 
einem bereits gefassten konkreten Operationswunsch 
in eine Privatklinik und wollte, dass die entsprechende 
Operation rasch durchgeführt wird. In der Klinik werden 
„anhaltende starke Beschwerden und Therapieresistenz 
auf intensive konservative Maßnahmen“ festgestellt; 
zudem wäre für diese Behandlung eine deutliche Ge-
wichtsreduktion notwendig gewesen. Die Operation 
wurde durchgeführt.
Die Klägerin machte geltend, dass die Fortführung der 
konservativen Therapie im Gegensatz zur durchgeführ-
ten Operation (Laminotomie) eine adäquate Behand-
lungsalternative dargestellt hätte und sie daher über die 
Vor- und Nachteile dieser beiden Behandlungsmethoden 
hätte aufgeklärt werden müssen. Hätte eine entspre-
chende Aufklärung stattgefunden, dann hätte sie sich für 
die Fortführung der konservativen Therapie entschieden.

Aus den Entscheidungsgründen:

In seiner rechtlichen Beurteilung führt der OGH aus, dass 
dem Patienten im Rahmen der ärztlichen Aufklärungs-
pflicht alle die für seine Entscheidung maßgebenden 
Umstände mitzuteilen sind, um über eine ausreichende 
Entscheidungsgrundlage zu verfügen.
Stehen für einen konkreten Behandlungsfall mehrere 
medizinisch gleichermaßen indizierte und übliche 
Behandlungsmethoden zur Verfügung, die gleichwertig 
sind (dh der Patient hat eine echte Wahlmöglichkeit), 
aber unterschiedliche Risiken und Erfolgschancen ber-
gen, dann ist der Patient darüber zu informieren und das 
Für und Wider mit den Patienten abzuwägen (RIS-Jus-
tiz RS0026426; 7 Ob 54/09f; 4 Ob 241/12p). Konkret 
sind die Vor- und Nachteile der Behandlungsmethoden, 
also die verschiedenen Risiken, die verschieden starken 
Intensitäten der Eingriffe, Schmerzbelastungen und 
auch die verschiedenen Erfolgsaussichten zu erläutern.
Über dem Patienten bereits bekannte Umstände ist 
grundsätzlich keine Aufklärung notwendig, wenn der be-
handelnde Arzt aufgrund der Vorgeschichte und der be-
ruflichen Ausbildung des Patienten annehmen darf, dass 
dieser bereits über die nötigen Kenntnisse (i) von seinem 

Leiden, (ii) von den Behandlungsmöglichkeiten und 
(iii) von deren Folgen verfügt. Die Beurteilung, ob eine 
Verletzung der Aufklärungspflicht vorliegt, ist eine Einzel-
fallentscheidung (RIS-Justiz RS0026529; 8 Ob 43/10x).
Insbesondere wenn eine Fortführung der konservativen 
Therapie (zB aufgrund therapieresistenter Beschwerden) 
nicht erfolgversprechend ist, ist von keiner echten Wahl-
möglichkeit auszugehen, weshalb eine Aufklärung der 
Vor- und Nachteile der beiden Behandlungsmethoden 
zu verneinen war.
Bei Vorliegen einer Verletzung der Aufklärungspflicht 
kann sich der Arzt von der Haftung dann befreien, wenn 
der Patient auch bei ordnungsgemäßer Aufklärung 
seine Einwilligung erteilt hätte (rechtmäßiges Alter-
nativverhalten). Hierfür trifft allerdings den Arzt oder 
Krankenhausträger die Behauptungs- und Beweislast 
(RIS-Justiz  RS0038485;  RS0111528;  1  Ob  9/11x). 
Dabei handelt es sich um eine nicht revisible Tatfrage 
(RIS-Justiz RS0038485).

Anmerkungen:

Der OGH hat – klarstellend – festgehalten, dass die 
ärztliche Aufklärungspflicht nicht überspannt werden 
darf. Die ärztliche Aufklärungspflicht findet ihre Grenzen 
jedenfalls dort, wo der Patient bereits aufgrund seiner 
Vorgeschichte Kenntnisse über seine Krankheit und 
deren Behandlungsmethode hat.
Die bestätigende Entscheidung des OGH ist begrüßens-
wert. Das Vorliegen einer Verletzung der Aufklärungs-
pflicht ist stets nach den Umständen des Einzelfalls 
zu beurteilen, weshalb eine umfangreiche Erfassung 
der Krankengeschichte des Patienten sowie der bisher 
eingeholten ärztlichen Diagnosen und Behandlungs- 
methoden zu empfehlen ist. Der Patient muss die 
maßgebenden Umstände erfahren, sodass er über 
eine ausreichende Entscheidungsgrundlage verfügt. 
Entscheidend ist aber, dass nur für den Fall einer echten 
Wahlmöglichkeit über die Alternativvarianten aufzuklä-
ren ist und das Für und Wider abgewogen werden muss. 
Tatsächlich würde der Sorgfaltsmaßstab des Arztes weit 
überspannt werden, wenn auch in jenen Fällen, in denen 
keine echte Wahlmöglichkeit besteht, umfassend über 

Ärztliche Aufklärungspflicht bei 
echter Wahlmöglichkeit von 
Behandlungsmethoden
OGH vom 28. 03. 2017, 8 Ob 27/17d

Mag. Katrin Chladek, Dr. Thomas Seeber MASCI, LL.M
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Aufklärung des Patienten) getroffene Entscheidung 
wesentlich ist und angemerkt, dass ein großer Leidens-
druck und der Wunsch nach einer raschen Operation 
Indikatoren sind, die gegen eine Entscheidung für eine 
konservative Behandlungsalternative sprechen.

die (ohnedies nicht gangbaren) Alternative(n) aufzuklä-
ren wäre.
Auch dem Fall der hypothetischen Verletzung der Auf-
klärungspflicht hat sich der OGH gewidmet und festge-
halten, dass in diesem Fall die tatsächliche (nach einer 

Sachverhalt:

Die Beklagte ist Reiseveranstalterin in D*****. Der Klä-
ger buchte über ein ***** Reisebüro bei der Beklagten 
eine Pauschalreise nach *****, wobei die Unterbrin-
gung in einem rollstuhlfreundlichen Zimmer vereinbart 
war. Am 9. 11. 2011 benützte der Kläger die Dusche im 
Zimmer des gebuchten Hotels und setzte sich auf den 
an der Wand befestigten Klappsessel. Der Klappsessel 
war nicht sach- und fachgerecht montiert und riss von 
der Wand ab. Der Kläger stürzte ungebremst zu Boden 
und zog sich einen Oberschenkelhalsbruch zu.
Mit seiner Klage vom 7. 3. 2012 begehrte der Kläger 
von der Beklagten die Zahlung von EUR 30.046,85 sA 
für unfallkausale Schäden sowie die Feststellung, dass 
ihm die Beklagte für sämtliche künftigen Schäden aus 
dem Unfall vom 9. 11. 2011 zu haften habe. Im Rechts-
mittelverfahren ist nicht mehr strittig, dass die Beklagte 
dem Kläger zu haften und ihm EUR 29.671,08 an un-
fallkausalen Schäden zu ersetzen hat. Hinsichtlich dieser 
Ansprüche ist rechtskräftig geklärt, dass der Kläger bei 
Abschluss des Reisevertrags Verbraucher war und sich 
auf den Verbrauchergerichtsstand nach Art 15 f EuGVVO 
stützen kann.
Der Kläger war reiseversichert. Der Reiseversicherer 
zahlte die durch den Unfall verursachten Transportkos-
ten in Höhe von insgesamt EUR 19.463,43.
Der Kläger war auch krankenversichert. Der Sozialversi-
cherungsträger trug die Kosten für die Heilbehandlungen 
des Klägers in ***** und *****. Diese Kosten beliefen 
sich auf EUR 10.032,79.
Je mit einem Schreiben vom 3. 11. 2014 traten sowohl 
der Reiseversicherer als auch der Sozialversicherungs-
träger ihre (im Wege der Legalzession auf sie übergan-
genen) Ansprüche gegen die Beklagte an den Kläger zur 

Geltendmachung im bereits anhängigen Aktivprozess 
ab. Der Kläger nahm diese Abtretungen an. Dabei 
wurde vereinbart, dass er diese Forderungen im eige-
nen Namen, aber auf Rechnung der Zedenten geltend 
machen werde und die Forderungen wirtschaftlich bei 
diesen verbleiben.
(…)
3.2 Vorauszuschicken ist, dass auf den vorliegenden 
Fall noch die VO (EG) Nr 44/2001 des Rates vom 
22. 12. 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (EuGVVO) anzuwenden ist, weil 
die ihr nachfolgende VO (EU) Nr 1215/2012 des Euro-
päischen Rates vom 12. 12. 2012 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (EuG-
VVO neu) gemäß ihrem Art 66 nur auf Verfahren anzu-
wenden ist, die am 10. 1. 2015 oder danach eingeleitet 
worden sind.
3.3 Nach Art 2 EuGVVO gilt der allgemeine Grundsatz, 
dass die Gerichte jenes Mitgliedstaats zuständig sind, 
in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen Wohnsitz 
hat. Von diesem allgemeinen Grundsatz abweichende 
Zuständigkeitsregeln – wie der Verbrauchergerichts-
stand nach Art  15 f EuGVVO – sind eng auszulegen 
(EuGH C-464/01, Gruber).
3.4 Bereits zum Übereinkommen über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent-
scheidungen (EuGVÜ) hat der Europäische Gerichtshof 
klargestellt, dass die von diesem allgemeinen Grundsatz 
abweichenden Zuständigkeitsregeln einer Auslegung 
nicht zugänglich sind, die über die in dem Übereinkom-
men vorgesehenen Fälle hinausgeht. Zum Verbraucher-
gerichtsstand (Art 13 ff EuGVÜ) führte der Gerichtshof 

Keine Anwendbarkeit des 
Verbrauchergerichtsstands bei 
rückzedierten Ansprüchen
OLG Innsbruck 10. 03. 2016, 10 R 2/16v

Mag. Oliver Peschel
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